; Gef ch . Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 69. . 


Nr. 6736.) Verordnung / betreffend die Einführung des Geſetzes über die privatrechtliche 
S Stellung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 27. März 1867. 
(Geſetz-Samml. S. 501.) in das Gebiet des vormaligen Königreichs 


Ee, Hannover. Vom 12. Juli 1867. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen m. 


ordnen, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel J. 


Das Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs⸗ und 
chaftsgenoſſenſchaften vom 27. März 1867. (Geſetz Samml. S. 501.), wird 
das mit Unſerer Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen Königreichs 
mnover mit folgenden Abänderungen und Ergänzungen eingeführt. 


e 9. 4 
Die im F. 4. des Geſetzes enthaltenen Worte: i 


JAltikel 73, des Einführungsgeſetzes zum Allgemeinen Deutſchen Handels. 
geſetzbuche vom 24. Juni 1861.) “ 


N fort. 


Sr | 
Im dritten Abſatze des §. 10. treten an die Stelle der Worte: S Ge 
„vom 24. Juni 1861. (Gejeß-Samml. ©. 449.)“ 
5 folgenden Worte: ES 

„vom 5. Oktober 1864. (Hannoverſche Gefeß- Sammlung Abtheilung 1. 


Seite 213.) /. : 
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us egeben zu Berlin den 1. Auguſt 1867, 


Die im F. 26. enthaltenen Worte: 
„EC. 1, der Verordnung über bie 
gefährdenden Mißbrauches des Ver 
fallen fort. ö 
a $. 4. 
Das im zweiten Satze des $. 47. enthaltene Wort: 

„kaufmänniſchen “ a : | 
fällt fort. g 

| §. 5. 
= An die Stelle des erſten und zweiten Abſatzes im $. 50. tritt folgend 
Beſtimmung: op ee 

Das Konkursverfahren (F. 47.) richtet ſich nach den Vorſchriften der 
rozeßordnung für das Königreich Hannover 

feß- Sammlung exfte Abtheilu 


allgemeinen bürgerlichen 
vom 8. November 1850., Theil 6. (Ge 


Seite 341. und folgende). 


Verhütung eines die EE 
ärz 1850.) 


ſammlungsrechtes vom II. 


* 


An die Stelle des zweiten Abſatzes im $. 54. tritt folgende Beſtimmung 
Die Ordnungsſtrafen können im einzelnen Falle bis zur Summe vo 
200 Rthlr. angedroht und erkannt werden. Eine Umwandlung der 

Geldbuße in Gefängnißſtrafe findet nicht ſtatt. 


. ä Artikel II. 


4. des Stempeltarifs vom 30. Jann 
Seite 39.) zu Geſellſchaftsverträge 


. nach Nummer 14 
noverſche Geſetz-Sammlun Abtheilung 1. 
zu verwendende beſondere Stempel wird für die zur Gründung von Geno 
ſchaften geſchloſſenen Verträge ($. 3.), ohne Rückſicht auf den Betrag des in 
Geſellſchaft einzuſchießenden Kapitals, auf 15 Silbergroſchen (15 Groſchen H 
noverſch Kurant) feſtgeſetzt. Be se o 
S Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckt 
Königlichen Inſiegel. 5 S a 
| Gegeben Ems, den 12. Juli 1867. N 
(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe 


ar 1859. (He 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz v. Mühler. 
, GE v. Selchow. 


| — al = 


(r. 6737.) Verordnung, betreffend die Verwaltung des Stempelweſens und die Erhebung 
EN des Urkundenſtempels in dem vormaligen. Königreich Hannover, dem 
vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen und Herzogthum Naſſau / ſowie in den 
vormals Bayeriſchen Gebietstheilen. Vom 19. Juli 1867. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden König don Preußen 3. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das mit Unferer 
Monarchie vereinigte Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, des vormali⸗ 
gen Kurfürſtenthums Heſſen und Herze hmm Raffau, ſowie für die in dem 
2 Ba vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 876.) bezeichneten vormals 
l Bayeriſchen Gebietstheile mit Ausnahme der Enklave Kaulsdorf, 
was folgt: b 


F. 1. 

S Vom 1. September 1867. ab find von den in dem anliegenden von Uns 
vollzogenen Tarife bezeichneten ſtempelpflichtigen Verhandlungen die daſelbſt be⸗ 
ſummten Stempelabgaben ausſchließlich nach Vorſchrift dieſer Verordnung zu 
erheben. Hinſichtlich der übrigen in den im Eingange gedachten Landestheilen 
der Stempelſteuer unterliegenden Gegenſtände bewendet es bei den SE 
Beſtimmungen. Nur die Vorſchriften in den H. 7. bis 9. und § . 23. bis 33. 
dieſer Verordnung kommen in Betreff aller ſtempelpflichtigen Ge enſtände — 
mit Ausnahme der Kalender, Spielkarten, Zeitungen und Wechſel, in Betreff 
deren beſondere Verordnungen erlaſſen ſind — zur Anwendung. 
WJ]ſItt eine Schrift, welche eine nach dem anliegenden Tarife zu verſteuernde 
Verhandlung enthält, nach den bisherigen und durch dieſe Verordnung nicht auf⸗ 
gehobenen Beſtimmungen noch einer ferneren Stempelabgabe unterworfen, ſo iſt 
lehtere ausſchließlich nach den bisherigen Beſtimmungen zu berechnen, auch deren 
Hinterziehung nach den bist erigen Beſtimmungen zu ahnden. Der Finanzminiſter 
iſt jedoch ermächtigt, für Fälle der vorgedachten Art, ſowie für alle anderen Fälle 
anzuordnen, daß die nach den bisherigen Vorſchriften noch fernerhin zu entrich⸗ 
tenden Stempelabgaben ohne Verwendung von Stempelmaterialien an die zu 
bezeichnenden Behörden oder Beamten gegen Beſcheinigung einzuzahlen, oder von 
S ee einzuziehen ſind. 
E WI Erhebung der Stempelabgaben bei den Gerichten in denjenigen 
e Landestheilen, für welche eine anderweite Regelung des Gerichtskoſtenweſens ein⸗ 
tritt, enthalten die dieſerhalb ergehenden Verordnungen die weiteren Beſtim⸗ 
mungen. 

f $. 2. 


A Wenn der Werth eines Gegenſtandes ausgemittelt werden ſoll, um den 
5 Betra der Stempelgebühren zu beſtimmen, jo iſt dabei im Allgemeinen nach 
5 folgen en Regeln zu verfahren: 

5 die Berechnung iſt in Preußiſchem Silbergelde nach dem Dreißig⸗Thaler⸗ 


e fuße anzulegen; 
Gr. 6787. 5 156* b) es 


— 192 — 
bp) es müffen alſo alle in anderen Währungen angegebenen Werthe nach 
ihrem Betrage in Preußiſchem Sag ausgedrückt werden. Hiebei 
ſollen 10 Thaler in Golde für 11 Thaler in Silbergeld und andere 
Währungen nach den vom Finanzminiſter feſtgeſetzten Mittelwerthen, oder, 
falls die Feſtſetzung eines Mittelwerthes nicht ſtattgefunden hat, nach dem 
Tageskurſe angenommen werden 


e) von immerwährenden Nutzungen wird das Zwanzigfache ihres einjähri⸗ 

gen Betrages als Kapitalwerth angenommen, von einer Leibrente oder 
einem Nießbrauchsrechte auf Lebens⸗ oder andere unbeſtimmte Zeit da⸗ 
gegen nur das Zwölfundeinhalbfache der einjährigen Nutzung, 


d) Nutzungen eines Kapitals find zu fünf vom Hundert jährlich zu ver⸗ E 
anſchlagen, fofern ein anderer Prozentſatz für die Nutzung aus den 
ſtempelpflichtigen Verhandlungen darüber nicht ausdrücklich hervorgeht 


e) der Werth von Bergwerksantheilen iſt nach dem Gutachten der Ober⸗ 
bergämter anzunehmen; 


f) der Betrag aller übrigen beweglichen und unbeweglichen Gegenſtände iſt 
in der Regel von dem Steuerpflichtigen nach dem gegenwärtigen Werthe 
anzugeben, ſofern er aus den ſtempelpflichtigen Verhan lungen ſelbſt nicht 
abe A r hervorgeht. Trägt die Steuerbehörde Bedenken, dieſe An⸗ 
gabe für richtig anzunehmen, jo kann fie die Abſchätzung nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über gerichtliche Werthsermittelungen veranlafjen. 


. 3. 


Der nach dem anliegenden Tarife zu entrichtenden Stempelſteuer find nicht 
unterworfen: 5 


a) Verhandlungen über Gegenſtände, deren Werth nach Gelde dek 
werden kann, wenn diefer Werth funfzig Thaler Silbergeld nicht erreicht / 


i Abgaben und 1 derſelben, wegen Eintrittes in den Kriegsdienſt 

o und überhaupt wegen Leiftungen an den Staat in Folge allgemeiner 
Vorſchriften beigebracht werden müſſen, ſofern fie nur allein zu dieſem 
Zwecke dienen "St 


Ce 
— 


wegen Theilung der Gemeinheiten und Auseinanderſetzung des im Ger 
menge liegenden Grundeigenthums, wegen Ablöſung von Dienften und 
anderen Leiſtungen, die auf Grundſtücken haften, und wegen Ablöſung 
ausſchließlicher Gewerbsberechtigungen, ſofern dieſe Verhandlungen vor 
den mit der en de Leitung der bezeichneten Angelegenheiten beauf 
tragten Behörden oder Beamten oder auf deren Nequifition ſtattfinden; 


alle Verhandlungen vor den Verwaltungsbehörden wegen Zertheilung 


d | 
von Grundſtücken und wegen Gründung neuer Anſiedelungen, E H 
e eich ⸗ 


— 


b) alle Verhandlungen, welche wegen Beſtimmung des Betrages öffentlicher N 


alle Verhandlungen wegen gutsherrlich bäuerlicher Auseinanderſetzungen, "3 


H 


Deichbau⸗ und Vorfluthsangelegenheiten und über Widerſpruchsrechte 
oder Entſchädigungsanſprüche in Beziehung auf Bewäſſerungs⸗ oder Ent⸗ 
wäſſerungsanlagen bei cette 


alle Verhandlungen über Beſitzveränderungen, welche zum Zweck des 
gemeinen Beſten unter en der Intereſſenten angeordnet werden 
müſſen, insbeſondere wegen Ueberlaſſung und wegen der Entſchädigung 
I die Abtretung der zum Chauſſeebau, oder diefem im Geltungsbereiche 
es Geſetzes wegen der Stempelſteuer vom 7. März 1822. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 57.) gleichgeſtellten Bauten in Anſpruch genommenen 
Grundſtücke, inſofern dieſelben der Expropriation unterworfen find, ohne 
Unterſchied, ob die Veräußerung ſelbſt durch Expropriation oder freien 
Vertrag bewirkt iſt 

die noch außerdem in den Landestheilen, wo das Geſetz wegen der 
Stempelſteuer vom 7. März 1822. gilt, beſtehenden Beſtimmungen über 
die Befreiung gewiſſer Angelegenheiten von der Stempelſteuer ſollen 
ebenfalls, ſoweit nicht die Verſchiedenheit der Verhältniſſe ihrer Anwen⸗ 
dung entgegenſteht, nach näherer Beſtimmung des Finanzminiſters in 
den im Eingange dieſer Verordnung bezeichneten Landestheilen in 
Kraft treten. SH 


Von Entrichtung der in dem anliegenden Tarife vorgeſchriebenen Stempel⸗ 
ſteuer befreit find: : 


a) der Fiskus und alle öffentlichen Anſtalten und Kaſſen, welche für Rech⸗ 
nung des Staates verwaltet werden, oder dieſen gleichgeſtellt find; 


bh) die Preußiſche Bank, ihre Komtoire, Kommanditen und Agenturen und 
diejenigen Geld⸗ und Kreditinſtitute, denen in Betreff der Stempel die 
Rechte der Preußiſchen Bank bewilligt find; 


e) Kirchen, öffentliche Armen⸗, Kranken-, Arbeits, Straf⸗ und Beſſerungs⸗ 
anſtalten, Waiſenhäuſer und andere milde Stiftungen, inſofern ſolche 
nicht einzelne Familien oder beſtimmte Perſonen betreffen; 


d) Stadt⸗ und Landgemeinden und Gutsherrſchaften in Armenangelegenheiten 
e) öffentliche Schulen und Aniverſitäten j 


f) gemeinnützige Baugeſellſchaften nach dem Gefege vom 3. März 1867. 
: (Geſez⸗Sannnl. S. 385.) 


9) Privatunternehmungen, welche nicht auf einen beſonderen Geldgewinn 

der Unternehmer gerichtet ſind, ſondern einen e e nicht auf 
einzelne Familien oder Korporationen beſchränkten Zweck haben, ſofern 
dieſen Unternehmungen die Befreiung von der Stempelſteuer in den 
Landestheilen, wo das Geſetz vom 7. März 1822. gilt, oder innerhalb 
eines der im Eingange dieſer Verordnung en Landestheile nach 


e 


— 


f 


— 


55 den bisherigen Beſtimmungen zuſteht oder künftig verliehen werden wird. 
Ur. 6737) m 


SE = 


iM 


Im Uebrigen werden alle fonftigen, in den im Eingange dieſer Verordnung 
bezeichneten Landestheilen beſtehenden, insbeſondere alle, gewiſſen Ständen, ört⸗ 
lichen Bezirken und den nur zum Vortheile einzelner Klaſſen der Staatsbürger 
errichteten Inſtituten bewilligten Befreiungen aufgehoben. Wenn hiernach wa 


einzelnen Fällen die Fortdauer der in den gedachten Landestheilen beſtehenden 


Befreiungen zweifelhaft ift, fo iſt darüber gemeinſchaftlich von den Miniſtern der 
Finanzen und der Juſtiz zu entſcheiden. 3 

In Betreff der den Mitgliedern des Königlichen Hauſes und des Fürſtlich 
Hohenzollernſchen Hauſes, gewiſſen Anſtalten, Geſellſchaften oder Perſonen ver⸗ 
liehenen Stempelfreiheit kommen die in den Landestheilen, wo das Geſetz vom 
7. März 1822. gilt, beſtehenden Vorſchriften auch in den Eingangs dieſer Ver⸗ 
ordnung bezeichneten Landestheilen zur Anwendung. . 

Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen von der Stempelſteuer befreiten 
Behörden, Anſtalten, Perſonen u. ſ. w. ſind nicht befugt, dieſe Befreiung den 


Privatperſonen, mit welchen fie Verträge eingehen, einzuräumen, wenn dieſe 


Perſonen an ſich nach geſetzlicher Vorſchrift zun Entrichtung des Stempels ver⸗ 
bunden find. Bei allen zweifeitigen Verträgen der Art muß jedesmal die Hälfte 
des Stempels für den Vertrag, und für die ausgefertigten Ueberexemplare des⸗ 
ſelben außerdem noch der vorgeſchriebene Stempel (F. 10.) entrichtet werden. 


S. 5. I 
Die ſtempelpflichtigen Verhandlungen müſſen in der Regel auf das erfor⸗ 
derliche Stempelpapier ſelbſt geſchrieben werden. Wo dies nicht hat geſchehen 


können, darf zwar das erforderliche Stempelpapier noch nachgebracht, jedoch nur E 


in ganzen unangeſchnittenen Mode umgeſchlagen und kaſſirt, d. h. durch Bezeich⸗ 
nung ſeiner Beſtimmung zu anderem Gebrauche untauglich gemacht werden. BS 

Auch muß dies bei Verhandlungen, welche im Lande ſelbſt vorgenommen 
werden, längſtens binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Ausfertigung an, ge⸗ 


ſchehen und der Tag der Kaſſation deshalb von der Behörde oder dem Stempel⸗ 


vertheiler, wo das Stempelpapier gelöſt worden, mit Buchſtaben ausgeſchrie⸗ E 
ben, beſcheinigt werden. Wenn Inländer außerhalb Landes über einen im Lande 
befindlichen Gegenſtand ſtempelpflichtige Verhandlungen gepflogen haben, ſo Me 
das dazu erforderliche Stempelpapier binnen vierzehn Tagen nach ihrer Rückkehr 
e und zu kaſſiren, auch der Tag, wo dies geſchehen, vorgedachtermaaßen 
zu beſcheinigen. a. 

Nur bei Vollmachten und ſolchen N wozu Gerichts⸗ oder 
andere öffentliche Behörden und Beamte den Stempel beizubringen von Amts- 
wegen verpflichtet find, bedarf es keiner Beſcheinigung des Zeikpunktes, worin 
dies geſchehen. 8 ) Ss 

$. 6. 


Wenn ſtempelpflichtige 1 auch ſtärker als ein Bogen ſind, 
ſo wird doch nur zum erſten Bogen der vorgeſchriebene Stempel erfordert. 
Müſſen mehrere Stempelbogen beigebracht werden, um den geſetzlichen Betrag des 
Stempels für eine Verhandlung zu erfüllen, ſo muß der höchſte beigebrachte 
Stempelbogen zum erſten Bogen der Verhandlung gebraucht, das a 

em⸗ 


e 
Stempelpapier aber zu den folgenden Bogen der Verhandlung genommen, und 
nd auf ſolche Weiſe nicht verwendet werden kann, zur Verhandlung kaſſirt 
werden. e 

0 Wird das Stempelpapier zur Verhandlung blos umgeſchlagen, ſo u 
nicht nur der Hauptbogen, ſondern auch jeder zur Ergänzung des Stempel⸗ 
betrages beigefügte Nebenbogen, unter Beobachtung der Vorſchriften des F. D. 
Dazu beſonders kaſſirt werden. i : 


5 


7. 

Der Finanzminiſter iſt ermächtigt, Stempelmarken anfertigen und zum 
Verkauf ſtellen zu laſſen, durch deren Befeſtigung auf ſtempelpflichtigen Schrift⸗ 
ede E geſetzliche Verpflichtung zur Verwendung von Stempelpapier erfüllt 
werden kann. 8 = 5 


f a eo - 
Für welche ſtempelpflichtige Schriftſtücke die Verwendung von Stempel⸗ 
marken ſtatthaft iſt, in welcher Weiſe und zu welcher Zeit die Verwendung er⸗ 
Gr, muß, wird von dem Finanzminiſter beſtimmt und öffentlich bekannt 
gemacht. i i , 
Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe oder nicht 


rechtzeitig verwendet worden ſind, werden als nicht verwendet angeſehen. 


= 9. 
Wer unechte Stempelmarken anfertigt, oder echte Stempelmarken ver⸗ 
fälſcht, ingleichen wer wiſſentlich von falſchen oder verfälſchten Stempelmarken 
0 macht, hat die im F. 253. des Strafgeſetzbuchs angedrohte Strafe 
verwirkt. 5 N 
Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke zu ſtempel⸗ 
pflichtigen Schriftſtücken verwendet, hat außer der Strafe, welche wegen Stempel⸗ 
kontravention eintritt, eine Geldbuße von 10 bis 200 Thalern oder verhältniß⸗ 
mäßige Gefängnißſtrafe verwirkt. 
Wer wiſſentlich eine ſchon einmal verwendete Stempelmarke veräußert, 
wird, inſofern er nicht als Urheber des im vorhergehenden Satze vorgeſehenen 
Vergehens oder als Theilnehmer an demſelben anzuſehen iſt, mit Geldbuße von 
1 bis zu 20 Thalern oder mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe belegt. 


$. 10. 


Werden von einer Verhandlung verſchiedene Exemplare ausgefertigt, ſo 
wird der tarifmäßige Stempel nur zu einem derſelben, und zwar in der Regel 
u dem Hauptexemplare angewendet; die übrigen Exemplare und die beglaubigten 
Abſchriften der Verhandlung, ſowie beglaubigte Auszüge aus derſelben, unter⸗ 
liegen einer Stempelabgabe von 15 Sgr. für jedes Exemplar. Iſt jedoch zu 
r een Verhandlung ſelbſt nur ein geringerer Stempel nöthig ge⸗ 
weſen, ſo bedarf es deſſen auch nur zu den übrigen Exemplaren und beglaubig⸗ 
ten Abſchriften. Nicht beglaubigte Abſchriften der in dem anliegenden ni 
(Nr. 6737.) i i fe 


„„ 


f bezeichneten Verhandlungen und Auszüge aus denſelben unterliegen keiner 
Stempelabgabe. CH SS 


Auf allen beglaubigten Abſchriften, Duplikaten und Ausfertigungen ſtempel⸗ 3 


pflichtiger Verhandlungen muß ausdrücklich der Betrag des Stempels bemerkt 


werden, welcher zu der Urfehrift oder der ausgefertigten Verhandlung gebraucht, 
oder derſelben kaſſirt beigefügt worden iſt. 


F. 12. 


Für den zu einem Vertrage oder einer Punktation zu verwendenden 
Stempel haftet jeder Ausſteller oder Theilnehmer unter Vorbehalt ſeines Re⸗ 
greſſes gegen die Mitbetheiligten. s 8 

Bei gerichtlich oder von Notarien aufgenommenen Verträgen, Punktationen 
und ſonſtigen in dem 0 Tarife bezeichneten ſtempelpflichtigen Verhand⸗ 
lungen muß, wenn deren Ausfertigung nicht früher erfolgt, der Stempel binnen 
vierzehn Tagen nach der Aufnahme verwendet und für deſſen Einziehung von 
den A an dem Vertrage oder der Punktation oder ſonſtigen Ver⸗ 
handlung von Amtswegen geforgt werden. Den zu dergleichen Notariat 
verhandlungen zu verwendenden Stempel ſind die Gerichte auf den Antrag des 
Notars von den Intereſſenten exekutiviſch einzuziehen verpflichtet. N 


§. 13. 


Iſt der tarifmäßige Stempel nach den Vorſchriften dieſer Verbrdnitig nicht 3 
We oder beigebracht worden, fo ift derſelbe nicht allein ſofort nachzubringen, 


ondern es tritt auch außerdem die ordentliche Stempelſtrafe ein, welche in Ent» Sp 


richtung des vierfachen Betrages des nachzubringenden Stempels beſteht. 


Wo zwar ein Stempel, jedoch nur ein geringerer als der tarifmäßige, ges a 


braucht oder beigebracht worden, da iſt der fehlende Stempelbetrag zu ergänzen 
und auch nur von dieſem die Strafe des Vierfachen zu entrichten. i 
Beträgt aber das Vierfache des nachzubringenden Stempels weniger als 
Einen Thaler, ſo wird die ordentliche Stempelſtrafe dennoch zu Einem Thaler 
feſtgeſetzt und erhoben. : ) 
N $. 14. 


Die Nachbringung des Stempels und Entrichtung der ordentlichen Stempel⸗ 
ſtrafe kann gegen jeden Inhaber oder Vorzeiger (Produzenten) einer Verhandlung 
oder Urkunde verfolgt werden, welche mit dem geſetzlich dazu erforderlichen Stempel 
nicht verſehen iſt. Es behält derſelbe indeſſen ſeinen Regreß deshalb an den 
eigentlichen Kontravenienten. 5 
Kann der Inhaber oder SE jedoch nachweiſen, daß er in den Beſitz 
der Verhandlung oder Urkunde erſt nach dem Tode des eigentlichen Kontravenienten 
gekommen, ſo kann die Stempelſtrafe von ihm nicht eingezogen werden. 
Der eigentliche Kontravenient iſt bei einſeitigen Verträgen, Verpflichtungen 
und Erklärungen der Ausſteller. Bei mehrſeitigen Verträgen find es alle Theil⸗ 
nehmer und jeder derſelben beſonders iſt in die ganze Stempelſtrafe verfallen. 


2er 


E Iſt der geſetzliche Stempel zu einer Verhandlung nicht gebraucht, welche 
vor Gericht oder vor einem Notar aufgenommen worden, ſo trifft die Stempel⸗ 
ſtrafe (Strafe deshalb) denjenigen Richter ($. 16.) oder Notar, welcher die Ver⸗ 
handlung unter ſeiner Unterſchrift ausgefertigt hat. Beamte, welche bei ihren 
amtlichen Verrichtungen hinſichtlich der Stempelverwendung ihre Pflichten ver⸗ 
abſäumen, find wegen des Stempels zugleich mit den Intereſſenten unter Vor⸗ 
behalt des Se perſönlich verhaftet. 5 
SE Das mit dem Stempel vom Werthe eines Kaufs, einer Pacht oder einer 
Miethe verſehene Exemplar eines 1 muß in den Händen des Käufers, 
f ae oder Miethers fein, um von dieſem auf Erfordern bei Käufen von 
rundſtücken und Grundgerechtigkeiten innerhalb der erſten drei Jahre, bei Käufen 
von anderen Gegenſtänden innerhalb des erſten Jahres nach vollzogener Ueber⸗ 
gabe, bei Pachten und Miethen aber während ihrer Dauer darüber Auskunft 
5 erhalten zu können, ob der tarifmäßige Stempel gebraucht worden. 
SCH Stempelpflichtige Quittungen müſſen auf Erfordern innerhalb eines Jahres 
nach deren Empfang vorgezeigt werden können. 


H 


$. 15. 


| Die Verwandlung einer Geldbuße, zu deren Zahlung der Verpflichtete un⸗ 
vermögend iſt, in eine Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. 


§. 16. 


Beamte, welche bei ihren amtlichen Verhandlungen die tarifmäßigen Stempel 
nicht verwenden, werden von der ordentlichen Stempelſtrafe nicht betroffen, ſondern 
md, ſofern nicht nach der Art des Vergehens wegen verletzter Amtspflicht eine 
höhere Strafe eintritt, nur mit einer Ordnungsſtrafe zu belegen. Die 1 iſt 
auf den einfachen Betrag des nicht verwendeten Stempels, für den Fall jedoch, 
daß derſelbe die Summe von funfzig Thalern überſteigt, auf letzteren Betrag 
feſtzuſetzen. Ermäßigung oder Niederſchlagung der Strafe ift von dem Miniſterium, 
zu deſſen Verwaltung Bu Beamte gehört, zu verfügen und durch Beibringung 
der Verfügung zu den Stempelſtrafliſten, bei denen die Strafen zu verrechnen 
ſind, nachzuweiſen. 
| el 


Notarien find von den Beſtimmungen im F. 16. ausgeſchloſſen und der 
ordentlichen Stempelſtrafe nach §. 13. unterworfen, 5 


. 18. 


Die Stempelſtrafen, welche unmittelbare oder mittelbare Staats beamte 
durch unterlaſſene Verwendung des tarifmäßigen Stempels zu Amtsverhandlungen 
berwirken, find nicht von dem Beſitzer oder Produzenten der Verhandlung, woran 
die Kontravention begangen, mit Vorbehalt des Regreſſes an den Beamten zu 
fordern, ſondern von dem letzteren ſelbſt eee 
S d 


Jahrgang 1867. (Nr. 6737.) §. 19, 


eu 


. 19. 


Wenn de einem Vertrage, welcher zwiſchen einer unmittelbaren oder mittel⸗ 
baren Staatsbehörde und einer Privatperſon abgeſchloſſen iſt, der tarifmäßige 
Stempel nicht verwendet worden, ſo ſoll die bei dem Vertrage betheiligte Privat⸗ 
perſon, desgleichen jeder andere Beſitzer oder Produzent der darüber aufgenom⸗ 
menen Verhandlung mit Strafe verſchont bleiben, der Beamte dagegen, welcher 
den Vertrag im Auftrage oder Namens der Behörde geſchloſſen hat, in eine 
nach F. 16. feſtzuſetzende Strafe verfallen. ZG 

Hat jedoch die Privatperſon, mit welcher der Vertrag geſchloſſen worden, 
erweislich wider beſſeres Wiſſen veranlaßt oder nachgegeben, daß zu demſelben 
ein Stempel gar nicht, oder ein geringerer als der tarifmäßige Stempel ver⸗ 
wendet worden, ſo tritt neben der den Beamten treffenden Strafe gegen die 
Privatperſon die ordentliche Stempelſtrafe ($$. 13. 14.) ein. a 

Der Steuerverwaltung verbleibt in allen Fällen die Befugniß, den feh⸗ 
lenden Stempel von dem Produzenten der Verhandlung Wee unter Vor⸗ 
behalt der dem letzteren gegen dritte Perſonen oder Behörden zuſtehenden 
Regreßanſprüche. 5 


§. 20. 


Iſt entgegen der Vorſchrift im §. 11. auf elt nec Abſchriften, Du⸗ 
plikaten und Ausfertigungen der Betrag des Stempels nicht bemerkt, der zu der 
Urſchrift oder ausgefertigten Verhandlung gebraucht worden, ſo iſt dieſe Unter⸗ 2 
ang mit einer Ordnungsſtrafe von einem halben Thaler zu ahnden. Die- 
ſelbe Strafe trifft auch die $. 5. gedachten Behörden und die Stempelvertheiler, 
wenn ſie die daſelbſt vorgeſchriebene Beſcheinigung über die innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Friſt erfolgte Nachbringung des Stempels unterlaſſen haben. 14 
$. 21. 22 
In Betreff des administrativen und gerichtlichen Strafverfahrens wegen 
der Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung kommen 
dieſelben Vorſchriften zur Anwendung, nach welchen ſich das Verfahren wegen 
Zollvergehen beſtimmt. 9 
Denunzianten erhalten ein Drittheil von den feſtgeſetzten Stempelſtrafen. 


$. 22. ; 
Stempelſtrafen gegen Staats⸗ und Kommunalbehörden, ſowie auch gegen Sr 
Beamte, ſofern denfelben eine Nichtbeachtung der Stempelgeſetze bei ihrer Dienſt⸗ 


verwaltung zur Laſt fällt, können nur von der ihnen vorgeſetzten Dienſt⸗ und 
Disziplinarbehörde ausgehen. 3 


$. 23. 


Die Verwaltung des geſammten Stempelweſens in den im Eingange die 
ſer Verordnung bezeichneten Landestheilen wird unter Leitung des Finanzminiſters 
e eee 


von den Provinzial⸗Steuerbehörden durch die Zoll- und Steuer⸗ oder auch 
durch beſonders dazu beſtimmte Aemter geführt. 
E Außer den Steuerbehörden haben alle diejenigen Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
behörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Polizeigewalt anvertraut 
it, die beſondere Verpflichtung, auf Befolgung der Stempelgeſetze zu halten 
unnd alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß kommende Zuwiderhand⸗ 
llungen gegen dieſes Geſetz Behufs Einleitung des Strafverfahrens von Amts⸗ 
wegen zur Anzeige 8 bringen. Inſoweit den bezeichneten Behörden die Befug⸗ 
niß zuſteht, wegen Kontraventionen gegen die bisherigen Stempelgeſetze Stempel⸗ 
ſtrafen zu erkennen oder feſtzuſetzen, behält es hierbei rückſichtlich der in Kraft 
bleibenden Vorſchriften jener Geſetze auch ferner das Bewenden. Die Beſtim⸗ 
mung im zweiten Abſatz des F. 21. findet auf die gedachten Beamten und die 
tute oder Mitglieder der bezeichneten Behörden, ſowie auf Rechtsanwalte 
und Notarien keine Anwendung. a i 


$. 24. 


Zaur näheren Aufſicht über die gehörige Beobachtung der Stempelgeſetze 
werden Stempelfiskale angeſtellt und mit beſonderer Anweiſung von dem Finanz⸗ 
miniſter verfehen. — Alle Behörden und Beamten, desgleichen alle Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, welche ganz oder theilweiſe auf einen Handels⸗ oder Gewerbebetrieb 
ütgend welcher Art gerichtet find, find gehalten, den Stempelfiskalen die Einſicht 
ihrer ſtempelpflichtigen Verhandlungen bei den vorzunehmenden Stempelviſitatio⸗ 
nen zu geſtatten. 

$. 25. 


o Vorſtände und Beauftragte der im F. 24. genannten Aktiengeſellſchaften, 
welche bei den Namens derſelben gepflogenen 5 oder mit Privat⸗ 
perſonen abgeſchloſſenen Verträgen den karifmäßigen Stempel nicht verwenden, 
ſind mit einer dem einfachen Betrage des nicht verwendeten Stempels gleichkom⸗ 
menden Geldbuße, welche jedoch die Summe von funfzig Thalern nicht über⸗ 
ſteigen ſoll, zu belegen. Dagegen bleibt die bei dem Vertrage betheiligte Privat⸗ 
perſon, desgleichen jeder andere Beſitzer oder Produzent der darüber aufgenom⸗ 
menen Verhandlung mit Strafe verſchont. 
Soweit jedoch nachgewieſen wird, daß die Verwendung des geſetzlich 
erforderlichen Stempels gegen beſſeres Wiſſen unterblieben iſt, tritt in allen 
vorbezeichneten Fällen die ordentliche Stempelſtrafe ($$. 13. und 14.) ein. 


$. 26. 


. Die Strafe gegen die im $. 25. gedachten Vorſtände und Beauftragten 
itt von der Regierung, unter deren Aufficht die Aktiengeſellſchaft ſteht, feſtzuſetzen. 
Die Entſcheidung in zweiter Inſtanz ſteht dem Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten zu, welcher auch zur Ermäßigung oder Niederſchlagung 
der Strafe ermächtigt iſt. Der Rechtsweg findet wegen dieſer Stempelſtrafen 
nach Maaßgabe der allgemeinen Vorſchriften ſtatt, auß welche im erſten Abſatz 
dees F. 21. verwieſen iſt. 


Zee 
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Auch Privatperſonen können von den Stempelfiskalen aufgefordert werden, 
ſich über die gehörige Beobachtung der Stempelgeſetze auszuweiſen, wenn erheb- 
liche Gründe vorhanden ſind, dieſe Beobachtung zu bezweifeln. Wider diejenigen, 
welche ſolcher Aufforderung nicht Folge leiſten wollen, müſſen die Stempelfiskale 
den Beiſtand der ſtrafgerichtlichen Behörden nachſuchen, welchen überlaſſen bleibt, 
zu prüfen, wie weit die beſtehenden e die verlangte Nachweiſung 
rechtfertigen, oder eine förmliche Unterſuchung begründen, 


. 28. 


Jeder Stempelbogen trägt auf der erſten Seite oben den ſchwarz auf- 
gedruckten Stempel, welcher das Adlerzeichen und die Angabe des dafür zu zah⸗ 
enden Betrages enthält. . E 

Dem Finanzminiſter bleibt es überlaſſen, dieſem wefentlichen Stempel⸗ 
E noch beſondere Nebenbezeichnungen beizufügen, wo Verwaltungszwecke ihn 
azu beſtimmen, Stempelpapier, was zu gewiſſem Gebrauche dient, unterſcheidend 
zu bezeichnen. Kein anderes als das dergeſtalt unterſcheidend bezeichnete Stempel⸗ 
papier darf bei einer Ordnungsſtrafe von funfzehn Silbergroſchen zu dem Ge⸗ 
brauche, welchen die Bezeichnung beſtimmt, verwendet werden. Ueberſchriebene 
Pergamente oder gedruckte Formulare zu öffentlichen Verhandlungen oder Urkunden 
können auch auf Anſuchen von Privatperſonen bei den zur Fabrikation des 
Stempelpapiers angeordneten Anſtalten geſtempelt werden. Sr 


§. 29. 


Der Verkauf der Stempelmaterialien geſchieht ausſchließlich durch die Zoll“ 
und Steuerämter und die damit beſonders beauftragten Stempelvertheiler. ge: 
Etwa noch vorhandene Berechtigungen, in Folge deren Korporationen 
oder Inſtituten der Verkauf einiger Stempelgattungen, oder der Ertrag davon 
ganz oder theilweiſe verliehen worden, ſind hiermit aufgehoben. a 


| $. 30. 


Der unbefugte Handel mit Stempelmaterialien wird an ſich ſchon mit 
Konfiskation der Vorräthe und einer Geldſtrafe von funfzig Thalern beſtraft. 
Ueberdies bleibt die Unterſuchung und Ahndung damit verbundener Verkürzungen 
be HE und Unterſchleife den Umſtänden nach beſonders vor⸗ 
ehalten. e SC 


$. 31. 
Stempelbogen, deren Betrag 100 Rthlr. überfteigt, werden bloß von den 
Provinzial⸗Steuerbehörden oder dem Haupt⸗Stempelmagazin zu Berlin aus⸗ 
Siem Sie find unter dem ſchwarzen Stempel noch mit einem trockenen 
tempel verſehen und es iſt überdies der Betrag derſelben ſchriftlich SE 1 

5 nter⸗ 


GE — 90 — 
i Unterſchrift der Provinzial⸗Steuerbehörde oder des Haupt⸗Stempelmagazins oben 


auf dem Bogen angegeben. g S 


$. 32. 
Stempelmaterialien, welche vor dem Verbrauche durch Zufall oder Ver⸗ 


5 ſehen verdorben worden find, können der Propinzial⸗Steuerbehörde des Bezirkes 
jim Erſatz liquidirt werden. Oeffentlichen Behörden Debt dies für jeden Betrag 


S zu, einzelnen Beamten und Privatperſonen aber nur, ſofern der klar erwieſene 
Schaden Einen Thaler und darüber beträgt. 


€ 
$. 38. 


5 Bereits geleitete Bezahlung für verbrauchtes Stempelpapier kann nur 
zurückerſtattet werden in Fällen, wo die Zahlung entweder ohne alle Verpflichtung 
blos aus einem unvermeidlichen Verſehen geſchehen iſt, oder wo dieſelbe wegen 
Armuth der Zahlungspflichtigen erlaſſen werden muß. 


$. 34. 


Die Beſtimmungen im F. 4. und in den $$. 24. 27.29 30. 32. und 33. 
GE Verordnung kommen auch in Betreff der Wechſel⸗Stempelſteuer zur An⸗ 
wendung. 


$. 35. 


Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften treten außer Kraft. 
Ignsbeſondere ſollen | 


1) in dem vormaligen Königreich Hannover 


a) die in dem Tarife, welcher dem Geſetze vom 30. Januar 1859. 
angehängt iſt, unter den laufenden Nummern 


4. (Abſchriften), 8. (Anlagen), 15. (Ausfertigungen), 16. (Aus⸗ 
züge), 82. (Notariats⸗Dokumente u. ſ. w.), Ve Mrotofolle) 


enthaltenen Poſitionen auf die in dem anliegenden Tarife 1 
Verhandlungen fortan keine Anwendung finden; ferner werden 


b) die in dem erſteren Tarife unter den laufenden Nummern 


5. 0. 10. 12. 14. 17. 21. 22 23. 27. 29. 30. 32. 35. 37. 
46. 48. 55. 69. 74. 76. 83. 86. 88. 89. 95. 97. 98. 99. 
101. 106. 109. 112. 117. 121. 123. 131. 132. bis 134. 
135. — mit Ausnahme des letzten Abſatzes — 136. bis 160. 
162. und 163. enthaltenen Poſitionen und der zweite Abſatz 
der Poſition 128. 


i aufgehoben. 
Ur. 6737.) 5 


2) In 


Er | ö 
2) In dem vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen finden a b 
a) die Beſtimmungen über eingereichte Urkunden im letzten Abſatze des 
$. 22., und die Beſtimmungen im F. 23. (Anla N $. 24. (Pro⸗ 
tofolle), §. 28. (Abſchriften) des Geſetzes vom 22. Dezember 1853. 
über die Verwendung von Stempelpapier auf die in dem gegen⸗ 
wärtigen Tarife beſteuerten Verhandlungen, und die Beſtimmungen 
im $. 30. deſſelben Geſetzes (Beglaubigungen) auf beglaubigte Ab⸗ 
ehe der gedachten Verhandlungen und beglaubigte Auszüge aus 
enſelben keine Anwendung. 


Außerdem werden 


p) die $$. 31. 41. 48. 52. 53. bis 56. 65. und die Beſtimmungen 
über Volljährigkeitserklärung und Ankindung (Adoption) im $. 74. 
deſſelben Geſetzes, ſowie die Beſtimmungen über die Stempel⸗ 
verwendung zu Wechſelproteſten im Artikel 87. der 15 
vom 26. Oktober 1859. (F. 3. der Verordnung vom 13. Mai 1867. 
Geſetz-Samml. S. 738.) aufgehoben. 


3) In dem vormaligen Herzogthum Naſſau finden E 
a) die in dem Tarife, welcher dem Geſetze vom 13. Auguſt 1859, 
über die Stempelabgabe angehängt iſt, enthaltenen Poſitionen: E 

1. (Abſchriften und Auszüge), 18. (Beilagen) und 89, untern 

Nr. 2. und 3. (Protokolle) 5 SS E 


auf die in dem anliegenden Tarif beſteuerten Verhandlungen keine 2 
Anwendung. Sr ` 


Außerdem werden E 
p) die Poſitionen des erſteren Tarifs: 4. 6. 8. — mit Ausnahme des 
letzten Satzes — 10. 13. 24. 25. 29. 30. 35. 47. 51. 52. 57. 
60% 85 86. 99. 102. 107. 109 110. 111. 113. 118 
120. 124. 126. 127. 131., ſowie der zweite Abſatz der Poſition 2. 
aufgehoben. Die Poſition 116. findet nur noch auf gerichtliche 
en ae in rechtshängigen Sachen, vorbehaltlich der hierüber in 

dem anliegenden Tarife unter Nr. 55. getroffenen Beſtimmungen, 
Anwendung. N 


c) Zugleich treten alle auf die Erhebung der Konfirmationstaxe im 
e Herzogthum Naſſau bezüglichen Vorſchriften außer 
raft. - 


$. 36. 


Hinſichtlich der Stempelabgabe von den vor dem 1. September 1867. 
errichteten letztwilligen Verfügungen im vormaligen Königreich Hannover ber 


wendet es bei demjenigen, was in der Verordnung, betreffend die Erhebung der 

erbſchaftsabgabe ($. 14.) ee iſt. 5 Se SC 

d n allen, fortan dieſer Verordnung und dem angeſchloſſenen Tarife unter- 
iegenden Fällen, welche vor dem 1. September 1867. vorgekommen find, und 
in welchen nach den bisherigen Geſetzen Stempel oder die Konfirmationstage im 
vormaligen Herzogthum Naſſau zu erheben war, ſollen dieſe vormaligen Ab⸗ 
gaben nicht nachgefordert werden, wenn ſie, aus welchem Grunde es ſei, bis zu 
em 1. September 1867. nicht gezahlt worden, Beer aber auch weder er: 
laſſen noch verjährt ſind. Dagegen tritt alsdann die Verpflichtung ein, an Stelle 
d be e die durch Rage e Verordnung beſtimmten Stempelabgaben 
avon bei Vermeidung der geſetzten Strafen dere dt und in ſolchen Friſten zu 
5 110 f als wenn der ſtempelpflichtige Fall ſich nach dem Eintritte der Wirk⸗ 
ſamkeit der gegenwärtigen Verordnung ereignet hätte. - 


§. 37. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


iglichen Inſiegel. 
Gegeben Ems, den 19. Juli 1867. 


. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Ke 


Stempel⸗ 


Stempeltarif. | 


Allgemeine Vorſchriften. 


1) Enthält eine Gene Verhandlung verſchiedene ſtempelpflichtige Gegen⸗ 
ſtände oder Geſchäfte, fo iſt der Betrag des Stempels für jeden dieſer 
Gegenſtände und jedes dieſer Geſchäfte nach den darauf Anwendung 
habenden Vorſchriften beſonders zu berechnen, und die Verhandlung mit 
der Summe aller dieſer Stempelbeträge zuſammengenommen zu belegen, 
inſofern der nachſtehende Tarif nicht ausdrücklich Befreiungen für beſondere 
Fälle dieſer Art enthält. 5 ST 

2) Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens 5 Sgr. und ſteigt von 5 Sgr. a 
5 Sgr. Es wird daher, wenn der berechnete Betrag des Stempels 5 Sgr. 
überſteigt, aber nicht über 10 Sgr. hinausgeht, ein Stempel von 10 Sgr. 
und ſo weiter genommen. a 


Adjudikations-Beſcheide, Dekrete und die Ausferti- 
gungen oder Protokolle, welche die Stelle des Ad— 
judikationsbeſcheides vertreten — wie Kaufverträge, 
ſ. dieſe. N 

Wird neben einem Kaufvertrage ein Adjudikations⸗ 
dekret ausgefertigt, ſo wird der Werthſtempel nur 
vom Kaufvertrage entrichtet und zu dem Dekrete ſelbſt 
der für Nebenexemplare im F. 10. der Verordnung 
vorgeſchriebene Stempel verwendet. 


Moßttonsderea gs GE ES 
Afterpacht- oder Miethsverträge, 1. Pachtverträge. 
Aktien. Ein Zwölftheil Prozent desjenigen Betrages, / 

bis auf welchen der Aktieninhaber durch die ihm er⸗ 

theilte Aktie zur Theilnahme an den Einlagen und 

Zuſchüſſen verpflichtet wird. 

f Die Aktien der Eiſenbahngeſellſchaften find ſtem⸗ 
pelfrei. 


Angabe an Zahlungsſtatt. Verträge über Angabe 
an Zahlungsſtatt, wie Kaufverträge, f. dieſe. 


6. | Antichretiſche Verträge, wie Pachtverträge, ſ. dieſe. 


Aſſekuranz⸗Polizen. Ein halbes Prozent der ge⸗ 
zahlten Prämie. 
1 In allen Fällen, wo die gezahlte Prämie Ein⸗ 
E hundert Thaler nicht überfleigt `... 
Da 1 705 die Prämie bei Aſſekuranz⸗Polizen 
als Gegenſtand der Verhandlung angeſehen wird, ſo 
find dieſe Polizen nach §. 3a. der Verordnung ſtem⸗ 
99 15 ! wenn der Betrag der Prämie 50 Thaler nicht 
erreicht. 


Auktionsprotokolle (Protokolle über Verſteigerung 
beweglicher Sachen). Ein Drittheil Prozent des reinen 
Ertrages der Löſung. 

Der Stempel iſt nach beendigter Auktion nach 
dem reinen Ertrage der Löſung zu beſtimmen. Ge⸗ 
hört der Gegenſtand der Auktion nicht zu einer ein⸗ 
zigen Vermögensmaſſe, ſondern mehreren in keiner 
Gemeinſchaft ſtehenden Theilnehmern, ſo iſt der 
Stempel nach den beſonderen Antheilen eines Jeden 
derſelben am Löſungsertrage zu berechnen. 

Der behörige Stempelbogen muß binnen 3 Tagen 
nach dem Schluffe der Auktion dem Protokolle bei- | 
gefügt, dazu kaſſirt und, daß ſolches geſchehen, auf 
dem Protokolle ſelbſt vermerkt werden. 


Beſtallungen beſoldeter Beamten. 
| unbefoldeter Beamten 


Beſtätigungen (Konfirmationen), gerichtliche, der 
in dieſem Tarife beſteuerter Verhandlungen — ſofern 
nicht für beſondere Gattungen derſelben (z. B. für 
Beſtätigung eines Vergleiches der Parteien in rechts⸗ 
hängigen Sachen) beſondere Vorſchriften beſtehen — 
wie Nebenexemplare, ſ. §. 10. der Verordnung. 


Bürgſchaften, ſ. Cautions⸗Inſtrumente. 


5. 


— 


` Jegen 1867. (Nr. 6737.) 158 


STEE en. na are 
Alle anderen Verhandlungen über Dienſtkautio⸗ 
nen, wobei ein öffentliches Intereſſe beſteht, ſind 
ſtempelfrei. 
Ceſſions⸗Inſtrumen tee 
Die Ceſſionen öffentlicher Papiere find ſtempelfrei. 
Eodieiillnalass EEN 
Contracte, ſ. Verträge. 


ee von Todeswegen wie Teſtamente, 

. Diefe. 

Dispoſitionsſcheine der Bankiers und Kaufleute, 
wie Schuldverſchreibungen, ſ. dieſe. 

Donationen oder Schenkungen unter Lebendi- 
gen, ſofern ſolche durch ſchriftliche Willenserklärungen 
erfolgen, mit Einſchluß der ae e en Schen⸗ 
kungen, werden wie Erbſchaften nach der Verord⸗ 
nung, betreffend die Erbſchaftsabgabe, verſteuert. Der 
hiernach D berechnende Abgabenbetrag iſt als Stem⸗ 
pel zu der ſteuerpflichtigen Verhandlung zu ver⸗ 

wenden. 

Eheverſprechen, ſchriftliche . — 

%%% ee ne 


Engagements-Protokolle, wenn fie die Stelle von 
Verträgen vertreten, wie dieſe, ſ. Verträge. 


Erbfolge⸗Verträge Erbverträge) . ··OE—- 


Erbpachts-Verträge. Eins vom Hundert des Werthes 
des dadurch vererbpachteten Gegenſtandes. Werden 
Grundſtücke auf Erbzins oder in Erbpacht ausge⸗ 
than, ſo beſteht die Summe, von welcher der Stem⸗ 

pel bei dieſer Veräußerung zu entrichten iſt, aus dem 
Erbſtandsgelde und aus dem Zwanzigfachen der jähr⸗ 
lichen Leiſtung an Zins, Kanon oder anderen a: 
gen zu Gunſten des Verpächters übernommenen Laſten. 
Wenn zwar der erbliche Beſitz des Nutzungsrechts 
übertragen, aber vorbehalten wird, daß Ai 
nach Ablauf einer gewiſſen Zeit ein neuer 


— — 


utzungs⸗ 


24. 


anſchlag gemacht und der Kanon für die nächſtfol⸗ 
gende Periode danach beſtimmt werden ſoll, ſo wird 
der Vertrag über ein ſolches Geſchäft nur in Rück⸗ 
ſicht des etwaigen Erbſtandsgeldes wie eine Veräuße⸗ 


rung, in Rückſicht des Kanons aber wie eine Ver⸗ 


pachtung auf die Anſchlagsperiode beſteuert. 


Erbrezeſſe oder Erbtheilungs rezeſſe, Erbſchafts⸗ 


theilungsverträge, wenn dadurch die Vertheilung 
einer von der Erbſchaftsabgabe befreiten Erbſchaft 
ausgeſprochen wird: falls die dadurch zu vertheilende 
Masse Eintauſend Thaler und darüber beträgt. 
falls gedachte Maſſe den Werth von Eintauſend 
ee, en 
wenn dadurch eine abgabenpflichtige Erbſchaft vertheilt 
wird, ſtempelfrei. 


Erbzins verträge, wie Erbpachtsverträge, f. dieſe. 
ien, wie Fideikommißſtiftungen, ſ. 
ieſe. 


Fideikommißſtiftungen, ohne Unterſchied, ob ſie zu 


Gunſten der Anverwandten des Stifters oder anderer 
Perſonen errichtet werden, unterliegen der Stempel⸗ 
ſteuer von drei vom Hundert des Geſammtwerthes 
der denſelben gewidmeten Gegenſtände, ohne Abzug 
der etwanigen Schulden. 

Der Stempel iſt zu der Urkunde, durch welche 
die Stiftung errichtet wird, zu verwenden, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob zu der Stiftung eine Beſtätigung er⸗ 
forderlich iſt oder nicht. 

Bei Stiftungen unter Lebendigen iſt der Stem⸗ 
pel in der durch $. 5. der Verordnung vorgeſchrie⸗ 
benen Friſt beizubringen. 

Bei Stiftun en von Todeswegen iſt der 
Stempel innerhalb des für die Entrichtung der Erb⸗ 
ſchaftsabgabe vorgeſchriebenen Zeitraumes beizubrin⸗ 
gen und ſind die Inhaber der Erbſchaft für die Ent⸗ 
richtung der Stempelſteuer ebenſo, wie für die Ent⸗ 
richtung der Erbſchaftsabgabe, alle für einen und einer 
für alle verhaftet. 
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-28.| Gütergemeinfchafts - Verträge unter Eheleuten, 
ſ. Eheverträge. 


29. | Kaufverträge. 


a) über inländiſche Grundſtücke und Grund⸗ 
gerechtigkeiten Eins vom Hundert des Maut, 
werthes. 

Bei Verkäufen iſt der beſtimmte Kaufpreis mit 
Hinzurechnung des Werthes der vorbehaltenen Nutzun⸗ 
gen und ausbedungenen Leiſtungen diejenige Summe, 
wonach der Betrag des Stempels zu berechnen iſt. 

Werden Gegenſtände anderer Art, ohne beſondere 
Angabe ihres Werths, mit Grundſtücken oder Grund⸗ 
gerechtigkeiten zuſammengenommen in Einer Summe 
veräußert, ſo wird der Stempelſatz von der gedachten 
Summe dergeſtalt berechnet, als ob ſie ganz für 
0 oder Grundgerechtigkeiten gezahlt wor⸗ 

en wäre. 


Bei Subhaſtationen (freiwilligen oder Zwangs⸗ 
verſteigerungen unbeweglicher Sachen) wird der Stem⸗ 
pel nach dem Gebote, worauf der Zuſchlag erfolgt, 
entrichtet; , 


b) über außerhalb Landes belegene Grundſtücke 
und Grundgerechtigkeiten 


e) über alle anderen Gegenftände ohne Unter⸗ 
ſchied Ein Drittheil Prozent des vertragsmäßigen 
Kaufpreiſe ; N i 


d) jeder im kaufmänniſchen Verkehr über beweg⸗ 
liche Gegenſtände mit Einſchluß der Aktien und 
anderer geldwerthen Papiere, ſei es mit oder 
ohne Zuziehung eines vereideten Agenten oder 
Mäklers, ſchriftlich abgeſchloſſene Kauf- oder Liefe⸗ 
rungsvertrag, ohne Unterſchied, ob derſelbe unter 
Handeltreibenden oder unter anderen Perſonen 
abgeſchloſſen worden, unterliegt, ſoweit er nach 
der Höhe des Betrages an ſich ſtempelpflichtig 
iſt, einer Stempelabgabe von 


. 


Er 


— 


und falls mehrere Kontrakts⸗Exemplare durch 
Anterſchrift der Kontrahenten vollzogen werden, 
für jedes Exemplar dem Stempel von 
Wenn jedoch der Stempel zu Ein Drittheil 
Prozent des Kaufpreiſes weniger als 15 Sgr. be⸗ 
trägt, und nicht wegen der Form des Vertrages nach 
den Tarifpoſitionen „Protokolle und Notaxiats⸗Inſtru⸗ 
mente“ ein Stempel von 15 Sgr. erforderlich ift, fo 
ſoll anftatt dieſes Stempels nur der geringere Prozent⸗ 

ſtempel eintreten. 
Iſt der Vertrag unter Mitwirkung eines Mäk⸗ 


lers oder vereideten Agenten abgeſchloſſen, und der | 


Stempel nicht verbraucht, ſo ſoll die Strafe nicht 
blos jeden der Kontrahenten, ſondern auch den Mäk⸗ 
ler oder Agenten unter ſolidariſcher Haftung aller 
dieſer Perſonen für den Stempel treffen D 
e) Kauf» und Tauſchverhandlungen, welche zwiſchen 

Theilnehmern an einer Erbſchaft zum Zwecke 
der Theilung der zu letzterer gehörigen 6 
abgeſchloſſen werden, find dem Werthſtempel von 
Kaufverträgen nicht unterworfen. . 
Zu den Theilnehmern an einer Erbſchaft wird 
auch der überlebende Ehegatte gerechnet, welcher mit 
den Erben des verſtorbenen Ehegatten gütergemein⸗ 
ſchaftliches Vermögen zu theilen hat 
St. auch et 55. „Uebertragsverträge“ 


r , . eege 


Lehrkontrakte, f. Verträge. Iſt jedoch entweder gar 
kein Lehrgeld, oder ein Lehrgeld von weniger als 
50 Thaler ausbedungen, für jedes Exemplar. 

Leibrentenverträge, wodurch Leibrenten erkauft oder 
ſonſt gegen Uebernahme von Leiſtungen oder Ver⸗ 


pflichtungen erworben werden: Eins vom Hundert 
des Kapitalwerths der Leibrente. 


Lieferungsverträge, wie Kaufverträge, f. dieſe. 
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egenſtände 
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Diejenigen, welche Lieferungen von Bedürfniſſen 
der Regierung oder öffentlicher Anſtalten übernehmen, 
ſind verpflichtet, den vollen Stempelbetrag ausſchließlich 
zu entrichten. 

34.] Mäkleratteſte, welche vereidete Mäkler auf den Grund 
sihrer Bücher den Intereſſenten zu ihrer Nachricht er⸗ 
theilen, bedürfen keines Stempels, ſofern davon kein 
Gebrauch von einer gerichtlichen oder polizeilichen 
Behörde gemacht wird. i 

Wo dagegen ein ſolcher Gebrauch ſtattfindet, iſt 
dazu ein Stempel vnd sun: 
anzuwenden. 

Es iſt geſtattet, dieſen auch nachträglich zu dem 
Mäkleratteſte beizubringen, wenn daſſelbe urſprünglich 
ohne Rückſicht auf ſolchen Gebrauch, mithin ohne 
Stempel, ausgeſtellt worden. 

35.] Majorennitäts⸗Erklärunge nn. 

36. | Miethsverträge, |. Pachtverträge. 

37.] Mortifikationsſchein 

38.] Notariats⸗Inſtrumente, welche die Stelle einer in 
dieſem Tarife beſteuerten Verhandlung vertreten, 


z. B. einer Quittung, wie biede (ſ. auch F. 10. 


der Verordnung), mindeſtens aber in allen Fällen 

Im Uebrigen bewendet es wegen der Stempel⸗ 
pflichtigkeit der Notariats⸗Inſtrumente bei den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften. 


39.] Noten der Kaufleute über abgemachte Wechſel⸗ und 
Geldgeſchäfte, welche nur als Belag über die gezahlte 
Valuta dienen, bedürfen keines Stempels. , 


40.] Obligationen, ſ. Schuldverſchreibungen. 


41.] Pacht⸗ und Miethsverträge von dem ganzen Be⸗ 


trage der durch dieſelbe beſtimmten Pacht oder Miethe: 
ein Drittheil Prozent. 

Wenn dieſelben über ein im Auslande belegenes 
Grundſtück geſchloſſen werden, iſt nur ein Stempel 


„„ „„ „„ „ b ee E eee eee BLR 


Verträge über Afterpacht oder Aftermiethe werden 


wie Pacht⸗ und Miethsverträge überhaupt beſteuert. 


Bei Verträgen über Pacht und Miethe iſt der 


Werth des ſtempelpflichtigen Gegenſtandes nach fol- 
genden Grundſätzen zu berechnen: 


a) Alles was der Pächter vertragsmäßig dem Ver⸗ 


5 


pächter ſelbſt, oder einem Dritten für Rechnung 
des Verpächters wegen erhaltener Pacht zahlt, 


ZE oder leiſtet, muß dem ausbedungenen Pacht⸗ 


gelde zugerechnet werden, und bildet mit demſelben 
zuſammengenommen den ſtempelpflichtigen Betrag 
er Verpachtung. Naturalien, welche ſich hierunter 
befinden, ſind nach den Durchſchnitts⸗Marktpreiſen 
0 Gelde zu berechnen. Naturaldienſte ſind mit 
em gewöhnlichen Lohnſatze, welchen ähnliche Dienſte 
im freien Verding in der Gegend haben, anzu⸗ 
ſchlagen. 
Beſtändige Hebungen, welche der Pächter bloß für 
Rechnung des Verpachters einzieht, gehören dagegen 
nicht zu der ſtempelpflichtigen Pachtſumme. 


e) Bei Abſchluß der Pacht- und Miethsverträge wird 


der Stempel auf einmal für den Betrag alles 
Delen erhoben, was während der Dauer des ganzen 
Vertrages zuſammengenommen an Pacht und 
Miethe zu zahlen iſt. 


d) Schriftliche Verlängerungen der Pacht- und Mieths⸗ 


verträge ſind ohne Unterſchied gleich neuen Ver⸗ 
trägen ſtempelpflichtig. 


e) Enthalten Pacht⸗ oder Miethsverträge die Bedin⸗ 
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gung, daß die Pacht oder Miethe ſtillſchweigend 
für verlängert auf gewiſſe Zeit angeſehen werden 
ſolle, ſobald und ſo oft innerhalb eines gewiſſen 
Termins nicht gekündigt wird, ſo ſind die Ver⸗ 
längerungen, welche hiernach wirklich eintreten, den 
ſchriftlichen auch in Rückſicht der Stempelpflichtigkeit 
gleich zu achten und iſt der Stempel dazu beſonders 


zu löſen. S 


) Pacht⸗ und Miethsverträge, welche bloß auf 
Kündigung oder überhaupt auf unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſen worden, ſind bei Berechnung des 
Stempels ſo anzuſehen, als ob ſie für ländliche 
Grundſtücke auf drei Jahre, für andere Gegen⸗ 
ſtände auf Ein Jahr geſchloſſen wären. 

42. Pfandbriefe, ſ. Schuldverſchreibungen. 

43. | Wolizen, f. Aſſekuranzpolizen. 

44. Prolongationen von Pacht: und Miethsverträgen, 
wie neue Verträge dieſer Art für die Dauer der 
Prolongation, ſe Pachtverträge. 

45, Proteſte 33 

46.] Protokolle in Privatangelegenheiten vor einem Notar 
oder einem mit richterlichen oder polizeilichen Verrich⸗ 
tungen oder mit Verwaltung öffentlicher allgemeiner 
Abgaben beauftragten Staats oder Kommunalbeam⸗ 
ten oder einer dergleichen Behörde aufgenommen, 
welche die Stelle einer im gegenwärtigen Tarife be⸗ 
ſteuerten Verhandlung (3. B. einer Quittung) ver⸗ 
treten — wie dieſe — mindeſtens aber een 

In een Landestheilen, wo für Vieh⸗ 
alben be olle Stempelfreiheit gewährt iſt, 
leiben dieſelben auch ferner vom Stempel befreit. 

Im Uebrigen bewendet es wegen der Stempel⸗ 
pflichtigkeit der Protokolle bei den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften. | ’ 

47. Punktationen über einen zu errichtenden Vertrag / 

welche die Kraft eines Vertrages haben und demnach 


eine Klage auf Erfüllung begründen, ſind wie Ver⸗ 


träge über denſelben Gegenſtand, und zwar auch dann 
zu beſteuern, wenn darin die Ausfertigung einer förm⸗ 
lichen Vertragsurkunde vorbehalten tft, ſ. Verträge. 


48. Quittungen über geleiſtete Zahlungen, ſofern die⸗ 


ſelben zum Rechnungsbelage bei g der Rech⸗ 


nung vor einer öffentlichen Behörde dienen, ein 
Zwölftheil Prozent des Betrages, worüber quittirt 


wird. 


Dieſelbe Stempelabgabe iſt auch von Quittun⸗ 
gen ohne Unterſchied des Zwecks zu erlegen, wenn 
dieſelben vor einem Notar, oder einem mit richter⸗ 
lichen oder polizeilichen Verrichtungen, oder mit Ver⸗ 
waltung allgemeiner Abgaben beauftragten Staats⸗ 
oder Kommunalbeamten amtlich aufgenommen, oder 
anerkannt worden. 

Wenn eine Quittung erſt durch nachfolgende 
Verhandlungen ſtempelpflichtig wird, ſo darf der 
Stempel dazu auch erſt bei Eintritt dieſer Verhand⸗ 
lungen nachgebracht werden. 

Wird in einer Verhandlung, welche tarifmäßig 
anderweitig einem gleichen oder höheren Stempel vom 
Betrage des Gegenſtandes unterliegt, zugleieh über 
den Empfang dieſes Betrages oder eines Theils des⸗ 
ſelben quittirt, ſo iſt ein beſonderer Quittungsſtem⸗ 
pel deshalb nicht zu entrichten. Auch bedarf es keines 
beſonderen Quittungsſtempels, wenn zwar nicht in 
einer ſolchen Verhandlung ſelbſt, aber nachträglich 
unmittelbar darunter quittirt wird. 


Es bedarf ferner keines Quittungsſtempels zu 


Interimsquittungen auf Partialzahlungen, welche 
beſtimmt ſind, gegen eine Hauptquittung über den 
ganzen Betrag ausgetauſcht zu werden. 
Ueberdies ſind von dem Quittungsſtempel frei 
alle Quittungen über folgende Zahlungen: 
a) Rückzahlung der von öffentlichen Kaſſen irrthüm⸗ 
lich erhobenen Gelder; 


b) Rückzahlung der für öffentliche Anſtalten gemach- |. 


ten baaren Auslagen, ſofern dafür keine Zinſen 
oder andere Vortheile angerechnet werden; 
e) Reiſekoſten in Dienſtangelegenheiten und unftxirte 
Diäten aus öffentlichen Kaſſen; 
d) Gehalt und Dienſteinkommen der im Felde ſtehen⸗ 
den, oder Dienſtes wegen im Auslande befindlichen 
Angeſtellten / 
e) Armengelder, Remiſſionen und Unterſtützungen 
aus öffentlichen Mitteln; 
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desgleichen 
1) Quittungen, welche Inhaber von verlooſten Staats⸗ 
ſchuldſcheinen bei Auszahlung der Valuta darüber 

90 die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe auszuſtellen 

aben. 

Der Quittungsſtempel von Beſoldungen, Warte⸗ 
geldern, Penſionen und andern periodiſchen Hebungen 
aus öffentlichen Kaſſen wird in der Regel nach dem 
jährlichen Betrage der Zahlungen berechnet. ü 

Militairperſonen zahlen jedoch den Quittungs⸗ 
ſtempel von ihren Beſoldungen, Wartegeldern, Pen⸗ 
ſionen und andern Dienſtemolumenten nur nach dem 
monatlichen Betrage der Zahlungen. 

Naturalien, welche als u oder 
Dienſtemolumente 0 werden, kommen nach 
einem verhältnißmäßigen Anſchlage bei Beſtimmung 
des Quittungsſtempels in Anrechnung. 

Quittirte Rechnungen ſind inſofern wie Quittungen 
zu beſteuern, als ſie die Stelle ſtempelpflichtiger Quittun⸗ 
gen vertreten. . 


Regiſtraturen, wenn fie die Stelle der Protokolle 
vertreten, wie dieſe. 


[Schenkungen, ſ. Donationen. 
Schlußzettel der Mäkler, wie Mäkleratteſte, ſ. dieſe. 


Schuldverſchreibungen, hypothekgriſche, Pfandbriefe 
und perfönliche jeder Art, ein Zwölftheil Prozent des 
Kapitalbetrages, auf welchen die Verſchreibung lautet. 

Die Verſchreibungen der Sparkaſſen (Quittungs⸗ 
bücher, Sparkaſſenbücher) über Einlagen von funfzig 
Thaler oder mehr find ſtempelfrei. 


Tauſchverträge, wie Kaufverträge, ſ. dieſe. : 
Bei Tauſchverträgen wird der Stempelſatz nur nach 
dem Werthe des einen der beiden vertauſchten Gegen⸗ 
ſtände und zwar nach demjenigen, wofür der höchſte 
Werth zu ermitteln iſt, berechnet. 


= 54. | Teſtamente, und zwar ſowohl ſchriftliche als mündlich 


zu Protokoll erklärr ee aut 


55. Uebertragsverträge zwiſchen Aszendenten und Des⸗ 
zendenten. 


a) 


ob 
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Läſtige Verträge, durch welche Immobilien allein 
oder im Zuſammenhange mit anderem Vermögen 
von Aszendenten auf Deszendenten übertragen 
werden, unterliegen dem geſetzlichen Kaufſtempel. 


Es kommen jedoch für die Feſtſetzung des ſtempel⸗ 


pflichtigen i GE von dem Er⸗ 
werber übernommene Verpflichtungen und Gegen⸗ 
leiſtungen nicht in Anrechnung: 


1) die von dem Erwerber übernommenen Schulden 
des Uebertragenden, ſowie die auf den über⸗ 
tragenen Vermögensſtücken haftenden beſtändigen 
Laſten und Abgaben; 


2) der zu Gunſten des Uebertragenden und deſſen 
Ehegatten in dem Vertrage feſtgeſetzte Alten⸗ 
theil, die denſelben BCE Nutzungen, 
Leibrenten und ſonſtigen lebenslänglichen Geld⸗ 
oder Naturalpräſtationen, ſowie die denſelben 
zugeſicherten Alimente; 


3) die Abfindungen, Alimente und Erziehungs⸗ 
SC „welche der Erwerber nach Inhalt des 
ertrages an andere Deszendenten des Ueber⸗ 
tragenden zu entrichten hat endlich 
4) derjenige Theil des Erwerbspreiſes, welcher 
dem Uebernehmer als ſein künftiges Erbtheil 
angewieſen iſt. 


Wenn die von dem Erwerber übernommenen 
Gegenleiſtungen lediglich in den unter a. Nr. 1. 
bis 4. einſchließlich aufgeführten Verpflichtungen 
beſtehen, ſo iſt der Vertrag einer Schenkung unter 
Lebenden gleich zu achten und bleibt daher vom 
Kaufſtempel frei. 
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Vergleiche, f chriftliche, gerichtliche und außergerichtliche, 


nähere Beſtimmungen ein: 


e) Wenn in einem ſolchen Vertrage dem Uebernehmer 
Abfindungen, Alimente oder Erziehungsgelder für 
andere Deszendenten des Uebertragenden auferlegt 
find (unter a. Nr. 3.), und der Kapitalwerth die⸗ 
ſer Zuwendungen zuſammengenommen wenigſtens 
50 Thaler beträgt, ſo iſt zu dem Vertrage, ab⸗ 
E von dem (nach a.) etwa erforderlichen 

aufſtempel ein Rezeßſtempel von 15 Sgr. reſp. 
2 Thalern (f. Poſition: Erbrezeſſe) zu verwenden. 


wie Verträge, ſ. dieſe. 
Bei Anwendung dieſer Vorſchrift treten folgende 


a) Iſt der Vergleich über ein Geſchäft abgeſchloſſen 
worden, welches bloß mündlich oder durch Korre⸗ 
ſpondenz oder in einer anderen, die Stempel⸗ 
verwendung nicht bedingenden Form zu Stande 
gekommen iſt, und hätte für n Geſchäft, wenn 
darüber eine ſchriftliche Verhandlung aufgenommen 
wäre, ein höherer, als der bei Verträgen im All⸗ 
gemeinen ſtattfindende Stempel entrichtet werden 
müſſen, ſo iſt zu dem Vergleiche, inſofern dadurch 
das Geſchäft im Weſentlichen aufrecht erhalten 
wird, dieſer höhere Stempel zu verwenden. 


bp) Wird durch den Vergleich zugleich ein anderwei⸗ 
tiges Rechtsgeſchäft begründet, welches, wenn es 
nicht in Vergleichsform zu Stande gekommen 
wäre, einem höheren, als dem bei Verträgen im 
Allgemeinen vorgeſchriebenen Stempel unterwor⸗ 
fen ſein würde, ſo tritt bei dem Vergleiche ie 
höhere Stempel ein. Inſonderheit ift, wenn für die 
ſtreitigen Anſprüche als Gegenleiſtung das Eigen⸗ 
thum einer Sache abgetreten, ein Erbzins⸗, ein 
Erbpachts⸗, ein Pacht⸗ oder Miethsrecht ein⸗ 
geräumt, eine Leibrente verſprochen wird u. ſ. w, 
zu dem Vergleiche der für Kauf, Erbzins⸗, Erb⸗ 
pachts⸗, Pacht⸗ oder Mieths⸗, Leibrenten⸗ ac. Ver⸗ 


träge beſtimmte Stempel, ſofern er höher ift, als 
der allgemeine Vertragsſtempel, zu verwenden, 
und bei Feſtſetzung deſſelben der Werth der Gegen- 
leiſtung zum Grunde zu legen. In gleicher Art 


ſumme eine Hypothek beſtellt wird, der für hypo⸗ 

S thekariſche Schuldverſchreibungen vorgeſchriebene 
ER Stempel Anwendung. Dagegen muß, wenn ein 
a Dritter, welcher zu den urſprünglichen Kontra⸗ 
henten nicht gehört, in der über den Vergleich 


klärungen abgiebt, z. B. eine Bürgſchaft über⸗ 
nimmt, der dazu erforderliche Stempel neben dem 
zu dem Vergleich beizubringenden unbedingt ver⸗ 
wendet werden. i 

In Anſehung der Stempelpflichtigkeit gericht⸗ 
licher Vergleiche über rechtshängige Sachen verbleibt 
es bei den beſtehenden Vorſchriften; ſollte jedoch nach 
denſelben ein geringerer Stempel eintreten, als nach 
den unter a. und b. getroffenen Beſtimmungen er, 
forderlich iſt, ſo muß dieſer höhere Stempel entrichtet 
werden. 

Inſoweit für Vergleichsverhandlungen der Ge- 
richte Stempelfreiheit bewilligt iſt, darf dieſelbe nicht 
dazu dienen, den Parteien ſtempelfreie Dokumente 
über, an ſich ſtempelpflichtige Geſchäfte zu verſchaffen. 
Sie findet daher in den vorſtehend unter a. und b. 
erwähnten Fällen keine Anwendung, dergeſtalt, daß 
wenn nach den daſelbſt getroffenen Beſtimmungen 
auch kein höherer als der allgemeine Vertragsſtempel 
begründet ſein würde, dennoch dieſer letztere zu dem 

Vergleiche verwendet werden muß. 


. Verträge, ſofern für einzelne Gattungen derſelben 
nicht ein durch dieſen Tarif beſonders beftimm- 
Stempel zu enbilchien ſt 

S. Adoptions⸗, Ehe⸗, Erbfolge⸗, Erbpachts⸗, 
Erbzins⸗, Kauf⸗, Lehr-, Leibrenten⸗, Pacht⸗ und 
Mieths⸗, auch Tauſchverträge u. ſ. w. 


Gr. 6737.) 


findet, wenn zur Sicherftellung der Vergleichs⸗ 


aufgenommenen Verhandlung ſtempelpflichtige Er 
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elimogten, ee er 
Die et der gerichtlichen Verhandlun⸗ 
gen eines mit keiner Vollmacht verſehenen Anwaltes 
durch die Partei iſt mit dem zu einer Vollmacht er⸗ 
forderlichen Stempel zu verſehen, ſofern dieſelbe an 
die Stelle einer Vollmacht tritt. = 
Zu den gerichtlichen oder notariellen Beglaubi⸗ 
gungen bei Vollmachten wird ein beſonderer Stempel 
D n. ERDE EE 
genommen. 


Gegeben Ems, den 19. Juli 1867. 
CCC 8 
Frh. v. d. Heydt. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. S 
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No. 6738.) Convention additionnelle à la 
| convention entre la Prusse et 
les Pays-Bas relative à l’ex- 
tradition de malfaiteurs, signe 
le 17 Novembre 1850. Du 
20 Juin 1867. 


Da Majesté le Roi de Prusse et Sa 


Majeste le Roi des Pays-Bas, ayant 
- jJuge utile de comprendre au nombre 
des crimes et delits mentionnes A 
Yart. 2 de la convention du 17 No- 
vembre 1850 le delit d’eseroquerie, 
et de conelure dans ce but une con- 
vention additionnelle, ont mum A 
cet effet de leurs pleins pouvoirs, 
Savoir: f 


Sa Majeste le Roi de Prusse: 


le Sieur Bernard König, 
Son Conseiller intime de 
Legation, et 


Sa Majeste le Roi des Pays- 
Bas: 
le Sieur Charles Malcolm 
Ernest George Comte 
de Bylandt, Son Cham- 
bellan et Son Envoyé Extra- 
ordinaire et Ministre Pleni- 
otentiaire aupres de Sa 
(lajesté le Roi de Prusse, 


apres s’etre communiqué 
8 pl@ns pouvoirs, trouvés en 
bonne et due forme sont eonvenus 
des artieles suivants: a 


Article 1. 
= Aux erimes et delits mentionnes 
A Part. 2 de la convention du 17 No- 
vembre 1850 est ajouté: 
9) eseroquerie, 
(Nr, 6738.) 
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— 


(Nr. 6738.) Ueberſetzung. Zuſatzvertrag zu 


dem zwiſchen Preußen und den 
Niederlanden wegen gegenſeitiger 
Auslieferung flüchtiger Verbrecher 


abgeſchloſſenen Vertrage vom 
17. November 1850. (Geſetz⸗ 


Samml. für 1850. S. 509. ff.). 
Vom 20. Juni 1867. 5 


Seine Majeſtät der König von Preußen 
und Seine Majeſtät der König der Nieder⸗ 
lande haben für nützlich befunden, unter 
den im Artikel 2. des Vertrages vom 
17. November 1850. erwähnten Ver⸗ 
brechen und Vergehen auch das Vergehen 
des Betruges zu begreifen und zu dieſem 
Behufe einen Zuſatzvertrag abzuſchließen; 
Allerhöchſtdieſelben haben zu dieſem Zwecke 
mit Vollmacht verſehen, und zwar: 


Seine Majeſtät der König von 
Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Lega⸗ 
1 Bernhard König, 
un 


Seine Majeſtät der König der 

Niederlande: 

Allerhöchſtihren Kammerherrn, 
ene Geſandten 
und bevollmächtigten un 
am Hofe Seiner Majeſtät des 
Königs von Preußen Carl 
Malcolm Ernſt Georg Gra⸗ 
fen v. Bylandt, 


welche nach vorheriger Mittheilung ihrer 


in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmachten über folgende Artikel über⸗ 
eingekommen find: 


Artikel 1. 
Den im Artikel 2. der Konvention 


vom 17. November 1850. erwähnten 
Verbrechen und Vergehen tritt hinzu: 


9) Betrug. 


Article 2. 

La présente convention addi- 
tionnelle sera publiee dans les deux 
pays aussitöt apres l’echange des 
ratifications qui aura lieu dans le 
delai de quatre semaines, ou plus 
töt si faire se peut. Elle sera mise 
en vigueur dix jours apres celui de 
la publication. 

Elle aura la méme durée que la 
convention du 17 Novembre 1850, 
A laquelle elle se rapporte, et les 
deux conventions seront censdes 
denoneees simultanement si la con- 
vention du 17 Novembre 1850 
` venait à &tre denoneede par Tune 
ou l’autre des hautes parties con- 
tractantes. : 


n foi de quoi les Plenipoten- 
tiaires respectifs l’ont signee et y 
ont appose le cachet de leurs armes. 


Fait à Berlin le 20 Juin 1867. 


B. König. 
2 (80 


C. de Bylandt. 
1 


Der vorſtehende Vertrag iſt 


der Ratifikations⸗ Urkunden hierſelbſt ftattgefunden. 


Redigirt im Diren des Staats-Minifteriums. 


‚mög 


Artikel 2. f 
Geegenwärtiger Zuſatzvertrag ſoll in 
den beiderſeitigen Ländern ſofort nach 
Auswechſelung der Ratifikations⸗Arkunden, 
une binnen vier Wochen oder wo 

ich früher erfolgen wird, veröffent⸗ 
lichk werden. Derſelbe ſoll zehn Tage 
nach dem Tage der Veröffentlichung in 
Kraft treten. 75 

Er ſoll dieſelbe Dauer haben, wie 
der Vertrag vom 17. November 1850., 
auf welchen er ſich bezieht, und beide 


Verträge ſollen für gleichzeitig aufgekün⸗ 


digt erachtet werden, wenn der Vertrag 
vom 17. November 1850. von einem 
der beiden Hohen vertragenden Theile 
aufgekündigt werden ſollte. . e 


Zu Urkund deſſen haben die betref⸗ 
fenden Bevollmächtigten denſelben unter⸗ 
zeichnet und ihm ihre Siegel beigedrückt. 


Geeſchehen zu Berlin, den 20. Juni 
ee S 


B. König. 
(L. S.) 


C. de Bylandt. 
2 GES) 


ratifizirt worden und hat die Auswechſelung 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerel 


(R. v. 


Decker). 


